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Entwurf eines Bundesbehinderten­
gesetzes; Stellungnahme 
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Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt in 
der Anlage 25 Ausfertigungen einer Stellungnahme zum Entwurf eines 
Bundesgesetzes über die Beratung, Betreuung und besondere Hilfe für 
behinderte und hilfsbedürftige Menschen. 

Beilage 

F.d.R.d.A.: 

1rro/0 

Wien, 25. September 1987 
Für den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SPORT 
Sachbearb.: D~. JAUK-KOCJAN 
Tel.Nr. 5~120/23S7 

Zl. 12.939/2~III/3/87 

An das 
Bundesministerium für 
Arbeit und' Soziales 

stu benring 1 : 
10'10 . WIEN 

Entwurf eines Bundesbehinderten­
gesetzes; Stellungnahme 

Das Bundesministerium für Unterricht,' Ku~st und Snort erlaubt sich, 
zu dem mit Zl. 40.006/12-1/1987 übermittelten Entwurf eines Bundes­

gesetzes über die Beratun~, Betreuung und besondere Hilfe für be­
hindert~ urid hilfsbedürftigiMensch~n folg~nde Stellungnahme zu 

übermitteln: 
§ 11 Abs'. '3 ~des Entwurf'e's sieht vo'r, .. 'daß 'der Vorsitzende des' Behin-

, ~, 

dertenbeirates bei der Behandlung von Fraßen, durch die die Z~stän-
digkeit e'in"es nicht ex lege im Beirat vertretenen Bunde~ministeriums 

, ' . 
berüh~t' wird, einen Vertreter dieses Ressorts als stimmb~r~cht~gtes 
Mitglied beizuziehen hat. Dazu wird ~nger~gt, es der Beurteilung 
eines Ressorts selbst zu überlassen, ob seine Zuständigkeiten be­
rührt werden. Dies ~~tztjedoch eine rechtzeitige Information der 

- ' 

Bundesministerien über die Fragen, die im Bundesbehinder~enbeirat 
behandelt werden sollen, voraus. 

Zu Abschnitt IV (Auskunft, Ber'atung' und Betreuung) darf bemerkt 

werden, daß die Begriffe "Auskunft, Beratung und Betreuung" sowie 
" , , 

auch die Begriffe "Hiife" und "besondere Hilfe" in unterschiedlichen 
Bed~utungszusammenhängen und mit unt~rschiedlichem Begriffsu~fa~g 
verwendet werden. Während im Abschnitt IV von einem unbestimmten Be­
griff der "Hilfe" die Rede ist, die sich inhaltl~ch nrimär auf Maß­
nahmen der Beratung bezieht, ist im Abschnitt V wiederum von einer 
"besonderen Hilfe" für behinderte Menschen die Rede. Nach ho. ~uf­
fassung k~nnte im Abschnitt IV mit dem Terminus "Auskunft und Bera­
tung" das Auslangen gefunden werden, weil in diesem Abschnitt in­

haltlich nur von Beratung die Rede ist. Auch das Verhältnis'~er Be­
griffe "Rehabilitation" und "Hilfe~ erscheint innerhalb des Textes 
nicht immer genau geklärt. 
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Im § 21 wird unter dem Oberbegriff "Beratungsdienst für entwick­

lungsgestörte Kinder'und Jugendliche" auch von einer Betreuung ge­
sprochen, die vom Beratungsdienst wahrscheinlich nur empfohlen oder 
veranlaßt wird, bei der der Bund jedoch nicht Kostenträger zu sein 
scheint. Mi t de'm 'genannten Beratungsdienst werden - soferne es sich 
bei der Beratung ~m Fragen der Schulpflicht und des Schulbesuches 

handelt - wichtige Kompetenzen des ho. Ressorts berührt. Im Hinblick 
auf die im vorliegenden Entwurf beabsichtige Koordination und 
Konzentration von Beratungstätigkeiten darf festgestellt werden, daß 
im ho. Ressort umfangreiche Möglichkeiten und Fachkompetenzen vor­
handen sind, um sonderpädagogische Beratungsaufgaben wahrzunehmen 
(Schulpsychologischer Dienst, Schulservice, Bildungsberaier, Be~ 

ratungslehrer, mobile Sonderschullehrer usw.). In diesem-Zusammen­
hang wird auf den ho. Grundsatzerlaß "Körperbehinderte oder sinnes­

behinderte Kinder im Schulwesen Österreichs", MVBI.Nr. 56/1986, 'hin­
gewiesen, der sich in einem eigenen Abschnitt mit der Bildungs- und 
Schullaufbahnberatung körper- oder sinnesbehinderter Kinder befaßt. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit dea ~m Entwurf vorgesehen Beratungs­
dienstes sollte daher auf den vorschulisc~~n_~~4:n~ch~chulischen Be­
reich gelegt werden, wobei z.B. bei Fragen der Schulpflicht und des 
Schulbesuches eine Mitwirkung des ho. Ressorts bzw. eine Koordi­
nation zweckmäßig erschiene. 

Zur gesetzlichen' Verankerung des Sozial-Serv~ce und der· Zentralen 
Hilfsmittelberatungsstelle erhebt sich die .Frage, ob diese Einrich­
tu'ngen nicht auch im Bundesministeriengesetz ausreichende gesetz­

liche Deckung finden würden. Was die Zentrale Hilfsmittelberatungs-
.' . ' . 

. stelle anbelangt, wird eine ähnliche Einrichtung, beschränkt auf die 
bes.onderen Lernvoraussetzungen hochgradig sehbehinderter und blinder 
Kinder, für s~ezielle Lehrmittel derzeit am Bundes-Blindenerzie­
hungsinstitut, aufgebaut., 

Insgesamt darf zu dem vorliegenden Gesetzesentwurf bemerkt werden, 
daß hauptsächlich Maßnahmen der Rehabilitation. und der sozialen Für-

.' _. . - -

sorge für behinderte und hilfsbedürftige Menschen behandelt werden. 
Es wäre zu erwägen, ob nicht im Rahmen einer umfassenden Regelung 

auch Probleme der Bildung bzw. Weiterbildung der Behinderten sowie 
der Sicherung ihrer Teilnahme am kulturellen Lebeneiribezogeri werden 

könnten. Solche Bestimmungen könnten die Mitwirkung des Bundes­
ministers für Unterricht, Kunst und Sport und. des Bundesministers 

für,Wissenschaft und Forschung an der Voll ziehung des Gesetzesent­
wurfes erforderlich machen. 

Unter einem ergehen 25 Ausfertigungen diese~ Stellungnahme an das 
Präsidium des Nationalrates. 

Wien, 25. September 1987 
Für den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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